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ÖPFINGEN - Die Gemeinde Öpfin-
gen wird ein neues Verfahren für die
Vergabe der Bauplätze im Baugebiet
Halde starten. Der Gemeinderat hat
am Dienstagabend das im vergange-
nen Jahr beschlossene und bereits so
gut wie abgewickelte Verfahren ein-
stimmig für nichtig erklärt. Grund ist
der erfolgreiche Antrag eines nicht
zum Zug gekommenen Bewerbers
auf einstweilige Verfügung beim
Verwaltungsgericht Sigmaringen
(die SZ berichtete). Welches von drei
möglichen Verfahren nun angewen-
det wird und ob weiterhin mit der
Online-Plattform Baupilot zusam-
mengearbeitet werden soll, will der
Gemeinderat in einer der nächsten
Sitzungen entscheiden. 

Rechtsanwalt Ivo Gönner, der die
Gemeinde Öpfingen juristisch ver-
tritt und diese auch bei der Aufstel-
lung der Kriterien und Vergabericht-
linien beraten hatte, erläuterte in der
Ratssitzung nochmals die Sachlage
und verdeutlicht, dass die Aufhe-
bung der bisherigen Beschlüsse die
wohl beste Lösung sei: „Neue Verga-
berichtlinien halte ich für einen sau-
beren und geradlinigen Weg. Neh-
men Sie sich Zeit und arbeiten sie die
Kritikpunkte des Gerichts sorgfältig
ein.“

Gönner erklärte auch nochmals
die alternativen Verfahrensmöglich-
keiten. Das „Windhund-Verfahren“,
bei dem die Bauplätze in der Reihen-
folge des Eingangs der Bewerbungen
vergeben werden, sei mit verwal-
tungstechnischen Schwierigkeiten
verbunden. „Und es gab auch schon
einen Fall, da hat sich vor dem Start
der Bewerbungsfrist eine Art Camp
vor dem Rathaus gebildet“, so Gön-
ner. Der dritte Weg wäre ein Losver-
fahren, das zum Beispiel die Stadt
Ochsenhausen jüngst gewählt habe.
Bei beiden Alternativen bliebe aber
das vom Gericht als nachvollziehbar
und zulässig bezeichnete Ansinnen
der Gemeinde, Familien die beson-
dere Chance auf eine erstmalige Bau-
gelegenheit zu bieten und durch Be-
lohnung von ehrenamtlichem Enga-
gement in der Gemeinde das soziale,
identitätsstiftende Miteinander zu
stärken, außen vor.

Als Plädoyer für eine weitere Zu-
sammenarbeit mit der Online-Platt-
form Baupilot darf Gönners Bemer-
kung gewertet werden, dass er aktu-
ell in Baden-Württemberg in vier
verschiedenen Gemeinden ähnliche
Vergabeverfahren juristisch begleite
und nirgendwo ein Gerichtsverfah-
ren eingeleitet worden sei. Auch die
Vergabe eines Bauplatzes in der
Hauptstraße 33 in Öpfingen nach ex-

akt demselben Verfahren sei ohne
Einspruch über die Bühne gegangen.

Auf heftige Kritik im Öpfinger Rat
stieß eine Äußerung des den An-
tragssteller vertretenden Anwalts
Andreas Staudacher. Dieser wirft der
Gemeinde fehlende Gesprächsbe-
reitschaft vor. Am 13. November hät-
ten seine Mandanten mit den beiden

Bürgermeister-Stellvertretern Do-
minik Maier und Wolfgang Reitmay-
er im Rathaus über mögliche Lösun-
gen des Konflikts sprechen wollen,
dies sei aber abgelehnt worden. „Das
stimmt nicht“, machte Reitmayer in
der Ratssitzung am Dienstag klar, „es
gab dieses Gespräch, es blieb aber
ohne Ergebnis.“ Für Ivo Gönner stell-
te sich ohnehin die Frage, was bei so
einem Gespräch denn herauskom-
men solle: „Eine Vereinbarung, wie
auch immer, kann man nicht im Hin-
terzimmer machen.“

Staudacher selbst äußerte sich
dazu am Mittwoch auf Nachfrage der
„Schwäbischen Zeitung“. „Ich hätte
mich gerne mit der Gemeinde dar-
über unterhalten, ob es überhaupt ei-
ne Perspektive für meine Mandanten

gibt, irgendwann einen Bauplatz in
Öpfingen zu bekommen“, so der An-
walt. Ein Signal, dass man die künfti-
gen Vergaberichtlinien ändern wol-
le, so dass sie aus Sicht seiner Man-
danten gerecht seien und ihnen eine
realistische Chance einräume, hätte
laut Staudacher genügt. Auch eine
anderweitige Aussicht auf einen
Bauplatz hätte man begrüßt. „Wir
wären in jeder Richtung vergleichs-
bereit gewesen.“ 

Der richtige Zeitpunkt für ein Ge-
spräch wäre aus seiner Sicht nicht der
13. November gewesen, sondern der
23. Dezember – der Tag nach der Be-
kanntgabe des Gerichtsbeschlusses.
„Dann hätte man sich zusammenset-
zen und eine Lösung finden können.“
Mit einer Zurücknahme des Antrags
durch seine Mandanten wäre die in-
haltliche Begründung für den Be-
schluss, so Staudacher, bedeutungslos
geworden und das bestehende Verga-
beverfahren anwendbar geblieben.

Das sieht Ivo Gönner nicht so: „Je-
der andere Bewerber hätte die Mög-
lichkeit, auf Grundlage des Gerichts-
beschlusses ebenfalls zu prozessie-
ren.“ Aus diesem Grund, und weil
vom Antragssteller bisher weder
mündlich noch schriftlich „kon-
struktive Lösungsvorschläge“ bei
der Gemeinde eingegangen seien,
sieht auch Wolfgang Reitmayer ein
neues Verfahren als einzigen Weg zu
einer gerechten Bauplatzvergabe.

Dass Staudacher außerdem die
Gemeinde dafür verantwortlich
macht, dass wegen der am 31. März
verstreichenden Antragsfrist die

bauwilligen Öpfinger Familien keine
Chance mehr auf Baukindergeld ha-
ben, ärgert Reitmayer maßlos: „Wir
lassen uns die Schuld hierfür nicht in
die Schuhe schieben.“ Gegenüber
der SZ bekräftigte der Anwalt seine

Meinung: Die mangelnde Ge-
sprächsbereitschaft der Gemeinde
verhindere, dass sein Mandant den
Antrag zurücknehme und der Weg
für das beschlossene Vergabeverfah-
ren wieder frei werden könnte.

In der zuletzt ebenfalls aufge-
flammten Diskussion um eine mögli-
che gezielte Bevorzugung von Bür-
germeister Andreas Braun im bishe-
rigen Bewerberverfahren – das Ge-
richt hatte zwei entsprechende
Kriterien bemängelt, von denen al-
leine der Bürgermeister profitieren
würde – nahm Dominik Maier den
Bürgermeister in Schutz: „Die Vor-
würfe sind fast schon verwerflich.
Herr Braun hatte zu keiner Zeit Ein-
blick in das Vergabeverfahren.“

Einstimmig fällte der Gemeinde-
rat am Ende die Entscheidung, die
vergangenes Jahr gefassten Be-
schlüsse zum bisherigen Vergabe-
verfahren aufzuheben und sich Ge-
danken über ein neues zu machen –
auch darüber, ob man weiterhin mit
„Baupilot“ als Partner zusammenar-
beiten will. Ratsmitglied Peter Lo-
cher sprach sich schon mal dafür aus:
„Ich würde kein anderes Verfahren
wählen. Wir müssen es nur transpa-
renter machen.“ Wolfgang Reitmay-
er stellte etwas konsterniert fest:
„Wir stehen jetzt quasi wieder da, wo
wir im Mai 2020 standen.“

Alles auf Anfang

Von Reiner Schick 
●

Ob die Gemeinde Öpfingen auch bei einer Neuvergabe der Bauplätze auf die Plattform baupilot.com setzt, ist noch nicht
entschieden. FOTO: SCREENSHOT BAUPILOT.COM

Gemeinderat Öpfingen hebt Bauplatzvergabeverfahren für Baugebiet Halde auf – und wehrt sich gegen Vorwürfe

Es muss wie Hohn in den
Ohren der bauwilligen
Familien klingen, wenn
sie hören: Schuld am ent-
gehenden Baukindergeld
soll die Gemeinde haben.
Diese Sichtweise ist
ziemlich absurd, zumal sie vom
Anwalt des Menschen stammt, der
mit seinem Antrag beim Verwal-
tungsgericht erst die monatelange
Verzögerung ausgelöst hat. Keine
Frage: So ein Antrag ist deren gu-
tes Recht, und eine rechtskonfor-
me Bauplatzvergabe ist die Pflicht
einer Kommune. Und die sieht das
Gericht als nicht erfüllt.

Ob der Vergabestopp durch ein
(weiteres) Gespräch indes zu ver-
hindern gewesen wäre angesichts
des stark belasteten Verhältnisses
zwischen Gemeinde und Antrags-
steller, die seit langer Zeit auch
noch einen anderen zivilen Zwist
vor dem Ulmer Landgericht aus-

tragen, ist mehr als frag-
lich. Auch ein positives
„Signal“ der Gemeinde
hätte den Antragssteller
wohl kaum zufrieden ge-
stellt. Wenig überzeu-
gend sind Staudachers

Lösungsideen, die so oder so nach
einer Einigung im stillen Kämmer-
chen klingen. Und auch nach Dop-
pelmoral: Jedes Entgegenkommen
seitens der Gemeinde würden alle
anderen Bauwilligen als Schlag ge-
gen die Gerechtigkeit empfinden,
um die zu kämpfen der Antrags-
steller doch vorgibt.

Es ist gut, dass sich die Gemein-
de Öpfingen auf solche Spielchen
nicht einlässt. Der Preis ist hoch,
aber sie wahrt ihr Gesicht. Und das
ist das Wichtigste, wenn sie auch
künftig das Vertrauen ihrer Bürger
haben will.

●» r.schick@schwaebische.de

Kommentar 
●

Von Reiner Schick

Das klingt nach Doppelmoral 
„Neue

Vergaberichtlinien
halte ich für einen

sauberen und
geradlinigen Weg.“

Ivo Gönner

ERBACH (reis/somm) - In der Dis-
kussion um den RE-Bahnhalt Erbach
hat sich nun nochmals das baden-
württembergische Verkehrsministe-
rium geäußert. Es reagiert auf erneu-
te Vorwürfe des Ulmer SPD-Abge-
ordneten Martin Rivoir, der aus ei-
ner Sitzung des Verkehrsausschus-
ses des Landtags berichtete. 

„Minister Hermann setzt sich
nachdrücklich für weitere Halte in
Erbach ein“, betont das Ministerium.
In der Diskussion über schnelle und
langsame Züge gebe es im ganzen
Land die Interessenskollision, dass
alle Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister versuchen, für ihre Orte
das meiste herauszuholen. Gleich-
zeitig wollten auch die Oberbürger-
meister der Städte schnelle Verbin-
dungen von Oberzentrum zu Ober-
zentrum. „Und der Abgeordnete Ri-
voir will diese Interessenskonflikte
insbesondere in Wahlkampfzeiten
offenkundig nicht sehen.“ Diese In-
teressenskollision versuche das Mi-
nisterium mit seinem Konzept
schneller Regionalexpress (RE) und
langsamere Regionalbahn (RB) aus-
zugleichen.

Weiter heißt es: „Erbach ist ein
bedeutsamer Halt und Fakt ist: Er-
bach hat schon jetzt gute Bahnver-
bindungen. Neben dem Stundentakt
der Regionalbahn halten bereits
heute RE-Züge und zusätzliche RB
in der morgendlichen Hauptver-
kehrszeit (HVZ) und am Abend. Da-
mit ist bereits heute in den beson-

ders aufkommensstarken Stunden,
aber auch in den späten Abendstun-
den eine gute Anbindung von Er-
bach gewährleistet. Erbach ist daher
etwa gleich gut angebunden wie
Kommunen vergleichbarer Größe
im übrigen Land. Aber es gibt nichts,
was man nicht noch besser machen
kann. Deshalb arbeiten wir auch an

weiteren Verbesserungen für Er-
bach.“ 

Die größten Verbesserungen trä-
ten mit der Inbetriebnahme von
Stuttgart 21 im Dezember 2025 ein.
Zu diesem Zeitpunkt werde auch das
neue E-Netz Stuttgart-Bodensee in
Betrieb gehen. „Erbach wird dann in
einem 30-Minuten-Takt der RB be-

dient werden. Das Grundtaktange-
bot wird also verdoppelt. Außerdem
sind zusätzliche HVZ-Leistungen
geplant, welche das Angebot weiter
verdichten werden“, teilt das Mini-
sterium mit. 

Zusätzlich werde an weiteren
Halten des RE gearbeitet: Für Erbach
komme ab Dezember 2025 der Halt
des RE Ulm – Friedrichshafen in Be-
tracht. Aufgrund der komplexen
Fahrplansituation könne dieser Halt
erst nach einer Betriebsprogramm-
studie, also einer detaillierten Be-
trachtung des Fahrplans, durch die
DB Netz AG bestätigt werden.

Das Ministerium äußert sich
auch zur von Martin Rivoir ange-
sprochenen eisenbahnbetriebswis-
senschaftlichen Untersuchung (EB-
WU). Zum besseren Verständnis sei
der Gesamtkontext wichtig. „In den
kommenden Jahren gibt es in Baden-
Württemberg folgende Inbetrieb-
nahmen, die Einfluss auf das Fahr-
plankonzept und die RE-Halte auf
der Südbahn haben“, heißt es in der
Stellungnahme. Die Schritte im Ein-
zelnen seien:

• Dezember 2021: Inbetriebnah-
me der Elektrifizierung Ulm – Fried-
richshafen – Lindau

• Dezember 2022: (Vorzeitige) In-
betriebnahme der Neubaustrecke
Wendlingen – Ulm

• Dezember 2025: Vollständige
Inbetriebnahme des Projektes Stutt-
gart 21 und damit der Neubaustrecke
Stuttgart – Ulm

Die angeführte eisenbahnbe-
triebswissenschaftliche Untersu-
chung (EBWU) habe das Fahrplan-
konzept von Dezember 2022 bis De-
zember 2025 im Korridor Stuttgart –
Ulm untersucht. Bei einer EBWU
werde geprüft, ob das Fahrplankon-
zept auch mit einer guten Qualität,
also mit einer guten Pünktlichkeit
der Züge, gefahren werden kann. „Im
Rahmen der EBWU wurde also al-
lein aufgrund des Betrachtungs-
raums der Halt in Erbach nicht be-
trachtet. Trotzdem sind die Ergeb-
nisse wichtig für die Südbahn, da die
neuen Fahrlagen der Züge auf der
Filstalbahn zwischen Stuttgart und
Ulm aufgrund der durchgehenden
Verbindung Stuttgart – Bodensee di-
rekte Auswirkungen auf die Süd-
bahn haben“, schreibt das Ministeri-
um.

Die Ergebnisse dieser EBWU lä-
gen mittlerweile vor, würden aber
auf Arbeitsebene noch optimiert, et-
wa durch die Anpassung einzelner
Fahrlagen im Minutenbereich. Die
Ergebnisse könnten dementspre-
chend bald kommuniziert werden.

Unabhängig von dieser EBWU
werde eine weitere Studie bei der
DB Netz AG für die Südbahn für den
Zeitraum ab Dezember 2025 in Auf-
trag gegeben. „Die ersten Abstim-
mungen hierzu laufen bereits. Hier
werden explizit alle Halte der Regio-
nalexpresszüge auf der Südbahn –
auch Erbach – auf ihre Machbarkeit
hin untersucht“, so das Ministerium.

Verkehrsministerium: Minister setzt sich für weitere Halte in Erbach ein
Reaktion auf erneute Vorwürfe des Landtagsabgeordneten Martin Rivoir

Die Diskussion um den Halt von schnellen Zügen in Erbach geht weiter.
FOTO: PATRICK PLEUL/DPA

ERBACH (somm) - Erbachs Bürger-
meister Achim Gaus und einige
Stadträte haben die Sitzung des Ver-
waltungsausschusses genutzt, um an
das anhaltende Bedürfnis für den Re-
gionalexpress-Halt in ihrer Stadt zu
erinnern.

Seit dem Jahr 2007 setze sich die
Verwaltungsspitze dafür ein und wer-
de dabei vom Landkreis unterstützt,
sagte Gaus. Die jüngsten Debatten
darüber betrachtet er als Geplänkel
im Vorfeld des Landtagswahlkamp-
fes. Erbach sollte seiner Meinung
nach ein Systemhalt werden, weil die
Stadt ein wichtiger Verkehrsknoten-
punkt von Bus und Bahn sei, und das
auch für die Bewohner des Umlandes,
die von und nach Ulm und Biberach
fahren wollen. Es wurden Parkpark-
plätze geschaffen, die bei Bedarf er-
weitert werden müssten.

Daher habe er sich brieflich an
den zuständigen Minister und die
Abgeordneten gewendet, was auch
von allen Ausschussmitgliedern, die
sich zu Wort meldeten, begrüßt wur-
de. Constantin von Ulm-Erbach
meinte, es sei frustrierend, wenn die-
se Züge in Erbach einfach durchfah-
ren, aber zum Beispiel in Laupheim
und Meckenbeuren halten. „Wir wa-
ren als Gremium immer für den
Bahnhalt“, sagte Tobias Schwetlik.
Reinhard Härle erinnerte daran, dass
Parkplätze an der nahen Heinrich-
Hammer-Straße genutzt werden
könnten.

Auch Gaus und
Räte machen sich

für Bahnhalt stark

ERBACH (somm) - Die Stadtverwal-
tung in Erbach will auch in den kom-
menden fünf Jahren für die Erstel-
lung von Kopien und Drucken das be-
währte Modell „Pay per page“ (Be-
zahlen pro Seite) anwenden und die
entsprechenden Geräte dafür mie-
ten. Verträge, die im Sommer und
Herbst für das Rathaus, die Ortsver-
waltungen, Kindergärten, Bauhof,
Wasserversorgung, Kläranlage und
einige der Schulen auslaufen, sollen
durch Neuvergabe fortgesetzt wer-
den. 

Der Bedarf an Drucken und Ko-
pien im Einflussbereich der Stadtver-
waltung Erbach ist erheblich. Es ging
bislang um einen jährlichen Bedarf
an 465 000 Schwarz-Weiß-Ablich-
tungen und 166 000 Farbdrucke plus
allein für alle Schulstandorte zusam-
men 600 000 Schwarz-Weiß-Kopien.
An den Grundschulen steht ein Ko-
pierer, an den weiterführenden Schu-
len stehen zwei Kopierer zur Verfü-
gung. In der Stadt- und den Ortsver-
waltungen und den genannten städti-
schen Einrichtungen werden derzeit
zusammen 57 Geräte genutzt. 

Da durch die Digitalisierung mit
dem weiteren Senken des Papierver-
brauch zu rechnen ist, wird in der be-
schlossenen Ausschreibung ein be-
sonderes Augenmerk auf Multifunk-
tionsgeräte mit einer schnellen Scan-
funktion gelegt, heißt es in der
Beschlussvorlage. Mit der Vergabe
des neuen Leasingvertrags sind auf
den Vertragszeitraum von fünf Jah-
ren voraussichtliche Kosten in Höhe
von 178 000 Euro zu erwarten. 

Bei der Feuerwehr Erbach und in
den Abteilungen in den Teilorten sol-
len die einst gekauften Geräte durch
Leasinggeräte ersetzt werden. Davon
erhofft man sich geringere Wartungs-
und Verbrauchskosten. „Ziel ist“,
steht in der Beschlussvorlage, „ein
einheitlicher Standard mit Wartungs-
vertrag.“ Zehn Geräte sind für die
Feuerwehren vorgesehen, nur der ge-
kaufte Drucker im Einsatzleitwagen
bleibt erhalten, da dieser eine Maß-
anfertigung ist. Die Vertragslaufzeit
beträgt 60 Monate, allerdings bei der
Grundschule Dellmensingen nur 57
Monate.

Nicht in diese Ausschreibung auf-
genommen, weil die laufenden Ver-
träge noch eine längere Laufzeit ha-
ben, werden die Grundschule Ersin-
gen und die Schillerschule Erbach. 

Stadt Erbach mietet
weiterhin Drucker

und Kopierer

Schwäbische Zeitung vom 04.02.2021

Gaus
Hervorheben




